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(Nr. 14181.) Geſetz zur Beſtätigung kirchengeſetzlicher Vorſchriften für die Pfarrbeſoldung. Vom 
5. Oktober 1934. 6 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 
Die in den anliegenden Verordnungen, und zwar 


a) Notverordnung der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union vom 23. Februar 
1933, betreffend Anderung der Notverordnung zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Ver⸗ 
mögens für die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung vom 20. Januar 1922, 


p) Verordnung der Evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche Hannovers vom 27. März 1934, 
betreffend Abänderung der Notverordnung zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Ver⸗ 
mögens für die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung vom 16. Januar 1922, 


e) Verordnung der Evangeliſch-reformierten Landeskirche der Provinz Hannover vom 
25. April 1934, betreffend Abänderung der Notverordnung zur vollen Ausnutzung des 
kirchlichen Vermögens für die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung vom 4. Februar 1922, 


ergangenen kirchengeſetzlichen Vorſchriften werden, ſoweit erforderlich, ſtaatsgeſetzlich beſtätigt. 
§ 2. b 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 5. Oktober 1934. 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Zugleich für den Finanzminiſter: 


Göring. Ruſt. 
Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 5. Oktober 1934. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident 
f Göring. 
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Anlage a zu 8 1. 
u, betreffend Anderung der Notverordnung zur vollen 1 des kirchlichen 
Vermögens für die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung vom 20. Januar 1922. 
Vom 23. Februar 1933. 

Auf Grund des Artikels 126 Abſ. 2 Ziffer 6 der Verfaſſungsurkunde für die Evangeliſche 
Kirche der altpreußiſchen Union wird für die zum preußiſchen Staatsgebiet gehörigen Teile der 
Kirche verordnet, was folgt: 

Artikel J. 

Artikel II § 1 der Notverordnung zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für die 

Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung vom 20. Januar 1922 (KGVBl. S. 127) erhält folgende Faſſung: 

Soweit die für das Rechnungsjahr 1933 und die Folgezeit einkommenden Erträge 
des Pfarrſtellenvermögens den Deckungsbedarf nach Artikel 1 § 1 überſteigen, find ſie 
zu einem Drittel der beteiligten Kirchengemeinde für allgemeine örtliche kirchliche Be⸗ 
dürfniſſe zu überweiſen, während die beiden anderen Drittel an die Evangeliſche Kirche 
der altpreußiſchen Union zwecks Unterſtützung leiſtungsunfähiger Pfarrſtellen und Ge⸗ 
meinden bei Aufbringung ihrer Pfarrbeſoldungslaſten abzuführen ſind. 


Artikel II. 
Zur Ausführung dieſer Verordnung wird der Evangeliſche Oberkirchenrat ermächtigt. 


Artikel III. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1933 ab in Kraft. 


Berlin, den 23. Februar 1933. 


(Siegel.) Der Kirchenſenat. 
gez. D. Winckler. 
. Anlage b zu 8 1. 
Verordnung, 
betreffend Abänderung der Notverordnung zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für 


die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung vom 16. Januar 1922. 
Vom 27. März 1934. 


Ar Grund des Kirchengeſetzes, betreffend Ermächtigung des Landesbiſchofs, vom 15. De⸗ 
zember 1933 verordne ich, was folgt: 
Sikk 
Artikel II § 1 der Notverordnung zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für 
die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung vom 16. Januar 1922 — Kirchl. Amtsbl. S. 84 — erhält 
folgende Faſſung: 
Soweit die für das Rechnungsjahr 1933 und die Folgezeit einkommenden Erträge 
des Pfarrſtellenvermögens den Deckungsbedarf nach Artikel I S 1 überſteigen, find 
ſie zu einem Drittel der beteiligten Kirchengemeinde für allgemeine örtliche kirchliche 
Bedürfniſſe zu überweiſen, während die beiden anderen Drittel an die Landeskirche 
zwecks Unterſtützung leiſtungsunfähiger Pfarrſtellen und Gemeinden bei Aufbringung 
ihrer Pfarrbeſoldungslaſten abzuführen ſind. 
§ 2. 
Das Landeskirchenamt wird mit der Durchführung dieſer Verordnung beauftragt. 
§ 3. 
Die Verordnung tritt mit dem 1. April 1934 in Kraft. 


Hannover, den 27. März 1934. 


Der Landesbiſchof der Evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche Hannover. 
gez. D. Marahrens. 
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Anlage e zu 8 1. 
; Verordnung, 
betreffend Abänderung der Notverordnung zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für 
die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung vom 4. Februar 1922. 
Vom 25. April 1934. 

Auf Grund des 5 93 des Kirchenverfaſſungsgeſetzes über die Verfaſſung der evangeliſch⸗ 
reformierten Landeskirche der Provinz Hannover vom 24. September 1922 wird über das Gebiet 
der Landeskirche verordnet, was folgt: 

§ 1. 


Artikel II § 1 der Notverordnung zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für die 
Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung vom 4. Februar 1922 — Kirchliches Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 
Band 5 Seite 222 ff. — erhält folgende Faſſung: 

Soweit für das Rechnungsjahr 1933 und die Folgezeit einkommende Erträge des 
Pfarrſtellenvermögens den Deckungsbedarf nach Artikel I § 1 überſteigen, find fie zu 
einem Drittel der beteiligten Kirchengemeinde für allgemeine örtliche kirchliche Be⸗ 
dürfniſſe zu überweiſen, während die beiden anderen Drittel an die Landeskirche zwecks 
Unterſtützung leiſtungsunfähiger Pfarrſtellen und Gemeinden bei Aufbringung ihrer 
Pfarrbeſoldungslaſten abzuführen ſind. 

§ 2. 

Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen 

Maßnahmen zu treffen. 


Aurich, den 25. April 1934. 


Der Landeskirchenvorſtand. 
gez. Horn. gez. Koopmann. 


(Nr. 14182.) Amtsordnung. Vom 8. Oktober 1934. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Erſter Teil. 
Von den Grundlagen der Amtsverfaſſung. 
81. 
In der Rheinprovinz und in der Provinz Weſtfalen bleibt die Amtsverfaſſung erhalten. 


82. 
() Amter find die vom Staate als ſolche anerkannten Gemeindeverbände. Sie find berufen, 
im Rahmen der Geſetze und im Einklang mit den Zielen der Staatsführung unter eigener Verant⸗ 
wortung die aus der Amtsgemeinſchaft ſich ergebenden Aufgaben durchzuführen. Sie ſind mit der 
Staatsverwaltung dadurch verbunden, daß ihren Leitern durch Geſetz oder Verordnung beſtimmte 
ſtaatliche Aufgaben zur Ausführung nach Anweiſung übertragen werden können. 


(2) Den Amtern kann vom Staate das Recht verliehen werden, Wappen und Siegel zu führen. 
83. 


Amtseingeſeſſene find die Einwohner der amtsangehörigen Gemeinden. Ein Amtsbürger⸗ 
recht gibt es nicht. Zur Verwaltung des Amtes werden die Bürger der amtsangehörigen Ge⸗ 
meinden herangezogen. 

8 4. 


() Die Verwaltung führt als Leiter des Amtes der Amtsbürgermeiſter. 

(2) Der Amtsbürgermeiſter trägt die volle und ausſchließliche Verantwortung für die Ver⸗ 
waltung des Amtes. Er hat ſein Wirken ſo zu geſtalten, daß es dem Wohle von Volk, Staat, Amt 
und amtsangehörigen Gemeinden zum beſten gereicht. Er hat die Sonderintereſſen dieſer Gemeinden 
auszugleichen, ihre Leiter jederzeit zu beraten und zu unterſtützen und die Verwaltung des Amtes 
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ſo zu führen, daß ein verantwortungsfreudiges Eigenleben auch der amtsangehörigen Gemeinden 
erhalten bleibt. 
85. 
Der Verwaltung ftehen verdiente und erfahrene Bürger der Ants ü gehörigen Gemeinden 
mit ihrem Rate zur Seite. 
86. 
Die Staatsaufſicht fördert die Verwaltung des Amtes in ihren en und wacht darüber, 
daß fie im rechten Geiſte geführt wird. 


Zweiter Teil. 
Von den Aufgaben des Amtes. 
8 7. 
Für die Aufgaben des Amtes finden die für die Aufgaben der Gemeinden maßgebenden Vor⸗ 


ſchriften des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus folgendem 
beſonderes ergibt. 
88. 


Das Amt ſoll nur die Aufgaben übernehmen, deren einheitliche Durchführung für alle oder 
mehrere amtsangehörige Gemeinden erforderlich iſt oder die von dieſen Gemeinden allein bei Be⸗ 
rückſichtigung ihrer Leiſtungsfähigkeit nicht durchgeführt werden können. Es ſoll die Angelegen⸗ 
heiten der engeren örtlichen Gemeinſchaft den amtsangehörigen Gemeinden und Aufgaben überört⸗ 
licher Art, die ſeine Leiſtungsfähigkeit überſteigen, dem Landkreis überlaſſen. 


89. 

Das Amt kann Aufgaben der amtsangehörigen Gemeinden mit Wirkung gegenüber allen 
oder einzelnen Gemeinden ſowie gegenüber Zweckverbänden, die aus amtsangehörigen Gemeinden 
beſtehen, in ſeine ausſchließliche Zuſtändigkeit übernehmen, wenn 

1. die Übernahme für eine einheitliche Verſorgung des Gebiets erforderlich iſt, um in einer 
dem öffentlichen Wohle entſprechenden Weiſe dem Bedürfniſſe der Amtseingeſeſſenen zu 
genügen, oder 

2. die Übernahme zur Durchführung der Aufgaben in einer wirtſchaftlich zweckmäßigen 
Weiſe geboten iſt. 

a 819. 5 

(1) Die Übernahme einer Aufgabe in die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Amtes bedarf der 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

(2) Bei Ausſpruch der Genehmigung kann die Aufſichtsbehörde folgende Anordnungen treffen: 

1. Sie kann das Amt verpflichten, Einrichtungen der amtsangehörigen Gemeinden oder 
von Zweckverbänden, die der gleichen Aufgabe dienen, zu übernehmen und eine ange⸗ 
meſſene Entſchädigung für die Aufwendungen zu leiſten, die ſolche Gemeinden oder Zweck⸗ 
verbände für dieſe Einrichtungen gemacht haben. Sie kann ferner beſtimmen, daß die 
Gemeinden oder Zweckverbände für die Aufgabe der Einrichtungen angemeſſen einmalig 
oder laufend von dem Amte entſchädigt werden. 

2. Wird eine Aufgabe nur mit Wirkung gegenüber einzelnen Gemeinden übernommen, ſo 
kann die Aufſichtsbehörde die Gemeinden, auf die ſich die Übernahme nicht erſtreckt, von 
den Koſten, die durch die Übernahme und die Durchführung der Aufgabe entſtehen, frei⸗ 
ſtellen. Sie kann auf Antrag einer Gemeinde deren Einbeziehung anordnen, wenn auch 
für ſie das Bedürfnis einer einheitlichen Durchführung durch das Amt beſteht. 

3. Die Aufſichtsbehörde kann Gemeinden, denen gegenüber die Aufgabe auf Grund eigenen 
Antrags vom Amte nicht übernommen wird, verpflichten, die Aufgabe, den Bedürfniſſen 
der Einwohner entſprechend, ſelbſt durchzuführen. 

(83) Anordnungen der Aufſichtsbehörde gemäß Abſ. 2 begründen eine geſetzliche Verpflichtung 

des Amtes und der beteiligten amtsangehörigen Gemeinden ſowie der Zweckverbände zu den er⸗ 


forderlichen Handlungen und Unterlaſſungen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, Unſchädlichkeits⸗ 
zeugniſſe auszuſtellen. 
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(4) Rechtsgeſchäfte, die aus Anlaß der Übernahme einer Aufgabe in die ausſchließliche Zu⸗ 
ſtändigkeit des Amtes erforderlich werden, ſind frei von Gerichtsgebühren und Stempelſteuern. Das 
gleiche gilt für nn Eintragungen und Löſchungen nach Abſ. 3. 


§ 11. 
Das Amt nimmt auch die Aufgaben wahr, die landesrechtlich den amtsangehörigen Gemein⸗ 
den zur Ausführung nach Anweiſung übertragen ſind, ſoweit nicht im Einzelfall ausdrücklich 
anderes beſtimmt iſt. 


Dritter Teil. 
Von den Amtseingeſeſſenen. 
§ 12. 

() Die Amtseingeſeſſenen ſind zur Benutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten 
des Amtes in der gleichen Weiſe berechtigt wie zur Benutzung der öffentlichen Einrichtungen und 
Anſtalten der Gemeinde, in der ſie wohnen. Dies gilt auch für Grundbeſitzer und Gewerbetreibende, 
für juriſtiſche Perſonen und ſonſtige Perſonenvereinigungen (§ 13 Abſ. 2 und 3 des Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetzes). 

(2) $ 14 des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes gilt für Amter entſprechend. 


813. 

Die Bürger der amtsangehörigen Gemeinden find zur Übernahme von Ehrenämtern in der 
Amtsverwaltung und zur ehrenamtlichen Mitwirkung bei Durchführung einzelner Amtsangelegen- 
heiten unter den gleichen Vorausſetzungen und mit den gleichen Folgen verpflichtet wie in der 
Gemeinde, in der ſie das Bürgerrecht beſitzen. Für die Wahrnehmung ehrenamtlicher Tätigkeit 
im Amte gelten die Vorſchriften, die für die entlich Tätigkeit in der Gemeinde maßgebend 
ſind, entſprechend. 


Vierter Teil. 
Von der Verwaltung des Amtes. 


1. Abſchnitt. 
Vom Amtsbürgermeiſter und ſeiner Vertretung. 


8 14. 
Für den Amtsbürgermeiſter und ſeine Vertretung gelten die für den Leiter der Gemeinde 
und ſeine Vertretung maßgebenden Vorſchriften des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes entſprechend, 
ſoweit ſich nicht aus folgendem beſonderes ergibt. 


8 15. 

(1) Der Amtsbürgermeiſter hat die Leiter der amtsangehörigen Gemeinden in der Führung 
ihrer Geſchäfte zu beraten und zu unterſtützen. Zu dieſem Zwecke ſind ihm alle wichtigen Ent⸗ 
ſchließungen und Anordnungen der Leiter dieſer Gemeinden rechtzeitig zur Kenntnis zu bringen. 

(2) Der Amtsbürgermeiſter kann gegen Entſchließungen und Anordnungen des Leiters einer 
amtsangehörigen Gemeinde mit aufſchiebender Wirkung Widerſpruch erheben, wenn ſie das 
beſtehende Recht verletzen, den Zielen der Staatsführung zuwiderlaufen oder mit einer wirtſchaft⸗ 
lichen, ſparſamen und ſauberen Verwaltung nicht in Einklang ſtehen. Der Widerſpruch hat die 
Wirkung, daß die Entſchließung oder Anordnung nicht ausgeführt werden darf, es ſei denn, daß 
die Aufſichtsbehörde auf Antrag des Leiters der amtsangehörigen Gemeinde den Widerſpruch auf⸗ 
hebt. Die Entſcheidung der Aufſichtsbehörde iſt endgültig. 


816. 
Der Amtsbürgermeiſter kann zur örtlichen Erledigung von Angelegenheiten des Amtes die 
Leiter der amtsangehörigen Gemeinden in Anſpruch nehmen. 
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8 17. 
(4) Der Amtsbürgermeiſter iſt zu den Beratungen der Gemeinderäte der amtsangehörigen 
Gemeinden mit angemeſſener Friſt unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Er kann jederzeit 
die Einberufung der Gemeinderäte mit einer beſtimmten Tagesordnung verlangen. 


(2) Der Amtsbürgermeiſter kann in den Beratungen jederzeit das Wort nehmen; er unterſteht 
der Ordnungsgewalt des Leiters der Gemeinde nicht. 


8 18. 


Der Amtsbürgermeiſter iſt in der amtsangehörigen Gemeinde, in der er wohnt, zugleich 
Schulze (Bürgermeiſter). 
819. 


| (1) Zur Vertretung und Hilfeleiſtung des Amtsbürgermeiſters werden Amtsbeigeordnete 
berufen. 


(2) 8 29 Abſ. 3 des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes findet keine Anwendung. 


8 20. 


(1) In den Amtern wird die Stelle des Amtsbürgermeiſters hauptamtlich verwaltet. Sofern 
der Umfang oder die Eigenart der Verwaltungsgeſchäfte es zulaſſen, kann durch Satzung beſtimmt 
werden, daß in Amtern mit weniger als 10 000 Einwohnern die Stelle des Amtsbürgermeiſters 
ehrenamtlich verwaltet wird. 


(2) Die Stellen der Amtsbeigeordneten werden ehrenamtlich verwaltet. Ihre Zahl iſt durch 
Satzung zu regeln. Sofern der Umfang oder die Eigenart der Verwaltungsgeſchäfte es erfordern, 
können in Amtern mit mehr als 10 000 Einwohnern die Stelle eines oder zweier hauptamtlicher 
Amtsbeigeordneten eingerichtet werden. 


(3) In Amtern, in denen die Stelle des Amtsbürgermeiſters hauptamtlich verwaltet wird, 
iſt die Einrichtung hauptamtlicher Stellen von Schulzen, Schöffen, Bürgermeiſtern und Bei⸗ 
geordneten in amtsangehörigen Gemeinden nur mit Genehmigung des Miniſters des Innern 
zuläſſig. a 

8 21. 


In Amtern mit mehr als 10 000 Einwohnern muß der Amtsbürgermeiſter eine geeignete 
Vorbildung beſitzen. Ausnahmen kann nur der Miniſter des Innern zulaſſen. 


822. 
Den Amtsbürgermeiſter beruft und entläßt der Regierungspräſident; die Amtsbeigeordneten 
beruft und entläßt der Landrat. 
| 828. 
Eine Beſtellung von Orxts- (Bezirks⸗) Warten findet in Amtern nicht Statt. 


2. Abſchnitt. 
Von den Amtsälteſten. 


8 24. 


(1) Zur Beratung des Amtsbürgermeiſters werden verdiente und erfahrene Männer berufen; 
ſie führen die Bezeichnung Amtsälteſte. 


(2) Für die Amtsälteſten gelten die für die Gemeinderäte maßgebenden Vorſchriften ent⸗ 
ſprechend, ſoweit ſich nicht aus folgendem beſonderes ergibt. 


8 25. 
Die Zahl der Amtsälteſten darf zwölf nicht überſteigen. 
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§ 26. 
() Bei der Berufung der Amtsälteſten iſt darauf Bedacht zu nehmen, daß auch die einzelnen 
Teile des Amtes angemeſſen berückſichtigt werden. 
(2) Als Amtsälteſte müſſen auch Schulzen oder Bürgermeiſter der amtsangehörigen Ge⸗ 
meinden berufen werden. Ihrer Vereidigung als Amtsälteſte bedarf es nicht. 


8 27. 


Die Amtsälteſten dürfen an den Beratungen der Gemeinderäte der Gemeinde teilnehmen, in 
der ſie wohnen. Sie ſind in jedem Falle mit angemeſſener Friſt unter Mitteilung der Tagesordnung 
zu laden. 

§ 28. 


Der Amtsbürgermeiſter muß die Amtsälteſten vor ſeiner Entſchließung auch über folgende 
Angelegenheiten hören: 

1. Übernahme von Gemeindeangelegenheiten in die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Amtes; 

2. Beſtimmung des Sitzes der Verwaltung des Amtes. 


§ 29. 
Den Amtern wird ein Amtsbrief nicht verliehen. 


3. Abſchnitt. 
Vom Schutze gegen Vetternwirſchaft und Eigennutz. 
§ 30. 


Auch in den Amtern finden die zum Schutze gegen Vetternwirtſchaft und Eigennutz in den 
Gemeinden getroffenen Vorſchriften Anwendung. 


Fünfter Teil. 
Vom Gebiet des Amtes. 


§ 31. 
() Zum Amte gehören alle bisher amtsangehörigen Landgemeinden und Gutsbezirke. Kreis⸗ 


angehörige Städte können durch den Regierungspräſidenten in Amter eingegliedert werden. 
(2) Grenzſtreitigkeiten ſchlichtet die Aufſichtsbehörde. 


§ 32. 5 

Für die Anderung der Amtsgrenzen finden die Vorſchriften, die für die Anderung von Ge⸗ 

meindegrenzen gelten, mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. die Anderung von Amtsgrenzen ſpricht der Regierungspräſident aus; 

2. die Anderung von Gemeindegrenzen, die zugleich Amtsgrenzen ſind, hat deren Anderung 
ohne weiteres im Gefolge. Werden amtsangehörige Gemeinden oder Teile amtsange⸗ 
höriger Gemeinden mehrerer Amter zuſammengeſchloſſen, ſo iſt zugleich Beſtimmung dar⸗ 
über zu treffen, zu welchem Amte die neue Gemeinde gehört. 


Sechſter Teil. 
Von den Landgemeinden, die keinem Amte angehören. 
8 83. 


() Landgemeinden, die bisher ein Einzelgemeindeamt bildeten, werden ausſchließlich nach 
den Vorſchriften des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes verwaltet. 
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(2) Die Leiter der im Abſ. 1 genannten Landgemeinden führen die Bezeichnung Landbürger⸗ 
meiſter; die den Leitern der Gemeinde zur Vertretung und Hilfeleiſtung beigegebenen Beamten 
heißen Beigeordnete. Die Landbürgermeiſter werden vom Regierungspräſidenten, die Beigeordneten 
vom Landrat berufen und entlaſſen. 


(3) Die Landbürgermeiſter nehmen für den Bereich der Landgemeinde auch die Aufgaben 
wahr, die in Amtern dem Amtsbürgermeiſter zur Ausführung nach Anweiſung übertragen ſind. 


Siebenter Teil. 
Von den Verwaltungsgemeinſchaften. 


§ 34. 
(1) Bei enger örtlicher und wirtſchaftlicher Verbundenheit 
a) zwiſchen mehreren Amtern innerhalb des gleichen Kreiſes oder 
b) einer kreisangehörigen Stadt bzw. einer Landgemeinde, die einem Amte nicht an⸗ 
gehört, und einem Amte oder mehreren Amtern innerhalb des gleichen Kreiſes 
kann der Regierungspräſident den Amtsbürgermeiſter des einen Amtes für die Dauer ſeiner Amts⸗ 
zeit zum Amtsbürgermeiſter auch der anderen Amter und den Bürgermeiſter (Landbürgermeiſter) 
zum Amtsbürgermeiſter des Amtes oder der Amter berufen. Ebenſo kann der Amtsbürgermeiſter 
eines Amtes gleichzeitig zum Bürgermeiſter (Landbürgermeiſter) berufen werden. 
(2) Die Verteilung der Dienſtbezüge, des Ruhegehalts und der Verſorgung der Hinter⸗ 
bliebenen des Amtsbürgermeiſters (Bürgermeiſters, Landbürgermeiſters) auf die beteiligten Amter 
und Gemeinden erfolgt durch den Regierungspräſidenten. 


$ 35. 


(1) Befindet ſich der Sitz der Amtsverwaltung und der Gemeindeverwaltung am gleichen Orte, 
ſo kann der Regierungspräſident im Falle des § 34 zugleich eine vollſtändige oder teilweiſe Verein⸗ 
heitlichung der Verwaltungseinrichtungen von Amt und Gemeinde anordnen. 


(2) In Angelegenheiten der gemeinſamen Einrichtungen wird der Amtsbürgermeiſter (Bürger⸗ 
meiſter, Landbürgermeiſter) durch die Amtsälteſten und die Gemeinderäte gemeinſam beraten. 


(3) Der Anteil der Koſten, den Amt und Gemeinde für die gemeinſamen Einrichtungen bei⸗ 
zutragen haben, wird durch den Regierungspräſidenten beſtimmt. 


Achter Teil. 
Von der Staatsaufſicht. 


§ 36. 
(1) Die Aufſicht über die Amter führt der Landrat nach Maßgabe der für die Aufſicht über 
die Gemeinden geltenden Vorſchriften. 
(2) Der Genehmigung des Landrats bedarf auch die Übernahme einer Aufgabe in die aus⸗ 
ſchließliche Zuſtändigkeit des Amtes (§ 10) und die Beſtimmung des Sitzes der Verwaltung des 
Amtes. 


Neunter Teil. 
Schluß vorſchriften. 


§ 37. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten auch für die Kirchſpielslandgemeinden in den Kreiſen 
Huſum, Norderdithmarſchen und Süderdithmarſchen der Provinz Schleswig⸗Holſtein mit der Maß⸗ 
gabe, daß der Leiter der Kirchſpielslandgemeinde Kirchſpielslandgemeindevorſteher, die Bei⸗ 
geordneten Stellvertreter und die Amtsälteſten Kirchſpielsälteſte heißen. 
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f 8 38. 

(1) S 142 des Geſetzes über die Haushalts⸗ und Wirtſchaftsführung der Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände (Gemeindefinanzgeſetz vom 15. Dezember 1933 — Geſetzſamml. S. 442 —) erhält 
in Nr. 3 folgende Faſſung: 

3. Die Haushaltsſatzung, Nachtragsſatzungen über den Haushaltsplan und die Haushalts⸗ 
rechnung der amtsangehörigen Gemeinden in der Rheinprovinz und in der Provinz Weſt⸗ 
falen und der einer Kirchſpielslandgemeinde angehörigen Gemeinden in den Kreiſen 
Huſum, Norderdithmarſchen und Süderdithmarſchen der Provinz Schleswig⸗Holſtein 
werden von dem Leiter der Gemeinde und dem Amtsbürgermeiſter (Kirchſpielsland⸗ 
gemeindevorſteher) gemeinſam aufgeſtellt. Die Verwaltung der Kaſſengeſchäfte dieſer 
Gemeinden iſt kraft Geſetzes Aufgabe des Amtes (der Kirchſpielslandgemeinde). 

(2) $ 142 des genannten Geſetzes erhält folgende Nr. 5: 

5. Erklärungen des Leiters einer amtsangehörigen Gemeinde und ſeiner Vertreter 
im bürgerlichen Rechtsverkehr, durch die eine Verpflichtung der Gemeinde begründet wird, 
ſind unter der Bezeichnung des Leiters der Gemeinde handſchriftlich zu vollziehen. Die 
Vollziehung durch den Leiter der Gemeinde oder durch ſeinen Vertreter bedarf zu ihrer 
Verbindlichkeit der Mitvollziehung durch den Amtsbürgermeiſter. Iſt der Amtsbürger⸗ 
meiſter zugleich Leiter der Gemeinde, fo behält es bei der Vorſchrift des § 45 fein Bewenden. 
Entſprechendes gilt in den Gemeinden, die einer Kirchſpielslandgemeinde in den Kreiſen 
Huſum, Norderdithmarſchen und Süderdithmarſchen der Provinz Schleswig⸗Holſtein 
angehören. 


8 39. 


() Das Geſetz tritt mit dem Erſten des auf die Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
Gleichzeitig treten die ihm entgegenſtehenden und die mit ihm nicht vereinbaren oder ſonſt über⸗ 
holten Vorſchriften außer Kraft. Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, im Verordnungsweg 
die danach außer Kraft tretenden Vorſchriften verbindlich zu bezeichnen, weitergeltende Vorſchriften 
unter Ausräumung von Unſtimmigkeiten an den neuen Rechtszuſtand anzugleichen und in neuer 
Faſſung und Ordnung bekanntzumachen. 


(2 Der Miniſter des Innern erläßt die zur Überleitung und die zur Durchführung, Er⸗ 
gänzung und Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 8. Oktober 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 8. Oktober 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 14183.) Geſetz zur vierten Anderung des Geſetzes zur Erhaltung des Baumbeſtandes und Er⸗ 
haltung und Freigabe von Uferwegen im Intereſſe der Volksgeſundheit vom 29. Juli 
1922 (Geſetzſamml. S. 213). Vom 9. Oktober 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 

Im 8 4 Abſ. 3 des Geſetzes zur Erhaltung des Baumbeſtandes und Erhaltung und Freigabe 
von Uferwegen im Intereſſe der Volksgeſundheit vom 29. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 213) in 
der Faſſung des Geſetzes vom 7. April 1933 (Geſetzſamml. S. 99) tritt an die Stelle der Zahl „12“ 
die Zahl „15“. 

82. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 9. Oktober 1934. 


= Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
5 Göring. Schacht. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 9. Oktober 1934. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


4 


1 (Nr. 14184.) Beſchluß über die Aufhebung des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts in Berlin. 
5 Vom 29. September 1934, 


Das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt in Berlin wird zum 30. September 1934 auf⸗ 
gehoben. Seine Aufgaben werden, ſoweit nicht im einzelnen anderes beſtimmt wird, von dem 
Statiſtiſchen Reichsamte fortgeführt. 


Berlin, den 29. September 1934. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: 
Popitz. Frick. 


4 I. Verordnung über neu zu errichtende Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften. Vom 12. Oktober 1934. 


Auf Grund des § 21 Abſ. 2 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. I 
3 0 S. 146) in der Faſſung des Geſetzes zur Anderung des Gaſtſtättengeſetzes vom 9. Oktober 1934 
0 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 913) wird für das Land Preußen folgendes beſtimmt: 


n { 9 1. 
Bis zum 1. April 1936 dürfen Erlaubniſſe für neu zu errichtende Gaſt⸗ und Schankwirt⸗ 
ſchaften grundſätzlich nicht erteilt und beſtehende Schankerlaubniſſe auf nicht zugelaſſene Arten von 
Getränken nicht ausgedehnt werden. 
5 82. 
Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der Regierungspräſidenten (in Berlin des Polizei⸗ 
präſidenten). Die Genehmigung von Ausnahmen iſt nur zuläſſig: 
1. bei der Neuerrichtung von Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften 
a) wenn eine neue Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft an Stelle einer vorhandenen durch den bis⸗ 
herigen Inhaber errichtet wird, ſofern in den bisherigen Räumen kein weiterer Gaſt⸗ oder 
Schankbetrieb ſtattfindet, 


% 
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b) wenn eine Erlaubnis infolge Todesfalls oder Verzichts des bisherigen Inhabers erloſchen 
iſt und für die gleichen Räume eine neue Erlaubnis innerhalb von ſechs Monaten nach 
dem Erlöſchen der früheren Erlaubnis beantragt wird, 

e) wenn ſich bei der Erſchließung neuen Baugeländes, insbeſondere bei der Anlage neuer 
Siedlungen durch das Fehlen von Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften augenſcheinliche Miß⸗ 
ſtände ergeben, 

d) wenn die Erlaubnis für eine Kantinenwirtſchaft in Anlagen beantragt wird, in denen 
wenigſtens 100 Perſonen ſtändig beſchäftigt werden oder untergebracht ſind, ſofern der 
Kantinenbetrieb ſich ausſchließlich auf dieſen Perſonenkreis beſchränkt, 

e) wenn die Erlaubnis für einen Betrieb beantragt wird, in dem ausſchließlich Milch oder 
Getränke, die überwiegend aus Milch beſtehen, ausgeſchenkt werden, 

k) wenn die Erlaubnis für einen Betrieb beantragt wird, der auf Grund eines Rechtsirrtums 
tatſächlich ſchon eine geraume Zeit ohne Erlaubnis betrieben worden iſt, 

g) wenn die Erlaubnis für einen Gaſt⸗ oder Schankſtättenbetrieb beantragt wird, der für den 
Fremdenverkehr von außergewöhnlicher Bedeutung iſt, 

h) bei Anträgen für Vereine in eigenen oder angemieteten Räumen, ſofern der Ausſchank 
auf die Vereinsmitglieder und deren Gäſte beſchränkt bleibt; 

2. bei der Ausdehnung beſtehender Erlaubniſſe auf nicht zugelaſſene Arten von Getränken, 
wenn der Schankbetrieb auf Grund der beſtehenden Erlaubnis mindeſtens zwei Jahre 
lang ausgeübt worden iſt. 

§ 3. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Verordnung über neu zu errichtende Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften vom 5. Dezember 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 423) außer Kraft. 


Berlin, den 12. Oktober 1934. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 14186.) Bekanntmachung, betreffend die Auflaſſung in Preußen belegener Grundſtücke vor Amts⸗ 
gerichten anderer Länder. Vom 3. Oktober 1934. 

Auf Grund des § 4 der Verordnung vom 29. Oktober 1928 über die Auflaſſung in Preußen 
belegener Grundſtücke vor Amtsgerichten und Notaren anderer Länder (Geſetzſamml. S. 205) 
mache ich hiermit bekannt, daß außer den in den Bekanntmachungen vom 5. März 1929 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 20) und 16. Auguſt 1933 (Geſetzſamml. S. 317) aufgeführten nichtpreußiſchen Amts⸗ 
gerichten und Notaren auch die Amtsgerichte in Braunſchweig gemäß SS 1, 2 der Verordnung 
vom 29. Oktober 1928 für die Auflaſſung von Grundſtücken, die in Preußen belegen ſind, zu⸗ 
ſtändig ſind. 


Berlin, den 3. Oktober 1934. 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. 


Gürtner. 


(Nr. 14187.) Verfügung über die Aufhebung des bei dem Amtsgerichte Kirchen eingerichteten beſon⸗ 
deren Pachteinigungsamts für Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge. Vom 3. Oktober 

1934. 0 5 Be 
Auf Grund des Abſchnitts V Abſ. 3 der Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung 
auf Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge in der Faſſung der Bekanntmachung vom 25. Januar 
1934 (Geſetzſamml. S. 53) wird mit Rückſicht auf die Neugliederung von Gerichtsbezirken im 
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Bereich der Oberlandesgerichte Frankfurt a. M., Hamm und Köln (Geſetz vom 23. Juni 1933 
— Geſetzſamml. S. 221 —) folgendes beſtimmt: 


S 

Die Verordnung über die Zuſtändigkeit von Pachteinigungsämtern für Jagdpacht⸗ und 
Fiſchereipachtverträge in den Bezirken der Amtsgerichte Altenkirchen, Daaden, Hachenburg, Kirchen 
und Wiſſen vom 1. Auguſt 1923 (Geſetzſamml. S. 395) wird mit Wirkung vom 1. November 1934 
ab aufgehoben. 

8 2. 

(1) Die bei dem Amtsgerichte Kirchen anhängigen Verfahren gehen am 1. November 1934 in 
der Lage, in der ſie ſich befinden, auf das nach Abſchnitt II Abſ. 1 der Verordnung zur Ausdehnung 
der Pachtſchutzordnung auf Jagdpacht⸗ und Fiſchereipachtverträge in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 25. Januar 1934 (Geſetzſamml. S. 53) zuſtändige Pachteinigungsamt über. 

(2) Das Amt der Beiſitzer des beſonderen Pachteinigungsamts bei dem Amtsgerichte Kirchen 
erliſcht mit dem Ablaufe des 31. Oktober 1934. 


Berlin, den 3. Oktober 1934. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Gürtner. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Polizeiverordnungen 
Preußiſcher Miniſter. 
(§ 35 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 — Geſetzſamml. S. 77 —). 

In den Amtsblättern der Regierungen Königsberg, Gumbinnen, Allenſtein, Weſtpreußen, Schneide⸗ 
mühl, Stettin, Köslin, Breslau, Liegnitz, Oppeln, Potsdam, Frankfurt a. O., Magdeburg, Merſeburg, 
Erfurt und Schleswig iſt eine Polizeiverordnung des Preußiſchen Finanzminiſters über die Errichtung 
und den Umbau von landwirtſchaftlichen Siedlungsbauten vom 17. Auguſt 1934 — Anderung der 
Polizeiverordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt vom 15. Dezember 1931 — verkündet. 

Berlin, den 17. Auguſt 1934. 


Preußiſches Finanzminiſterium. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen. 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 595 —9). 


Im Miniſterialblatt für die Preußiſche innere Verwaltung Nr. 40 vom 3. Oktober 1934 iſt eine 
von dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter erlaſſene Verordnung zur Durchführung des 
Geſetzes über die Erweiterung der Aufgaben des Staatskommiſſars der Hauptſtadt Berlin verkündet 
worden. Die Verordnung iſt mit Wirkung vom 1. Mai 1934 in Kraft getreten. 

Berlin, den 3. Oktober 1934. 


Preußiſches Miniſterium des Innern. Preußiſches Finanzminiſterium. 


Berichtigung. 
Auf S. 494 von 1933 Zeile 12 von oben muß es ſtatt „Wiſſenſchaft“ heißen „Wirtſchaft“. 
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